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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

24.06.2014 

Geschäftszahl 

2012/05/0166 

Rechtssatz 

Nach dem Grundsatz der Einheit der Rechtsprache ist davon auszugehen, dass der Gesetzgeber im Bereich des 
öffentlichen Rechts im Zivilrecht bereits festgelegte und von ihm insofern vorgefundene Begriffe nicht in 
anderer Bedeutung als jener versteht, die sie im Privatrechtsbereich haben (Hinweis E vom 27. Mai 2004, 
2003/07/0119, mwN). 


